Kapitel 5: Zusammen leben BUNDNIS 90
DIE GRUNEN

46. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz
11.-13. Juni 2021

Antragsteller*in:  Simon Lissner (KV Limburg-Weilburg)

Anderungsantrag zu PB.Z-01

Von Zeile 710 bis 727:

Der Rechtsextremismus ist eine Bedrohung unserer inneren Sicherheit. Rechtsterroristische

Anschlage wie in Halle und Han r h internationale Anschlage wie in Schw n.un
anderswo, offenbaren schreckliche Sympathien. Klammheimliche Freude, aber auch Hame fur
i fer di r Anschl3 nd offener Z ruch werden offentlich verbreitet. Di

Verharmlosung der Morde oder die Verherrlichung des NS-Regimes und der Antisemitismus
reifen um sich. Auch gewahlte Politiker*innen sind an der Verbreitun teiligt und h n
mit zu verantworten, wenn ein gefahrlicher Mob mordbereiter sogenannter Einzeltater zur Tat
hreitet. Bedroht werden unsere Burger*innen ferner von terroristischen Netzwerken r

auch durch pogromartige Ausschreitungen und andere Erscheinungen von massenhaft

ausgelbter Gewalt.

Der internationale Terrorism wie zum Beispiel der Terroranschlag von Berlin (Breitscheidplatz
aus dem Jahr 2016, war einer der wenigen Ereignisse mit den bekannten verheerenden Folgen.
Der tragische Tod von 12 Menschen un teilwei hwer verletzen Menschen hat
traumatisierende Folgen, und mit solchen Anschlagen muss auch weiterhin gerechnet werden.
Der demokratische Rechtsstaat net di r Gefahr. Aber w r Anzahl, Umfang noch
Zielsetzung sind mit dem Rechtsextremismus vergleichbar.
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Begrundung

Zur Erganzung des Abschnittes: Die umstandslose und nicht erklarte Gleichsetzung im Entwurf des
WP ist eine Variante der unzulanglichen Politik ,Links = Rechts”. Hier kommt sie als
~Rechtsextremer Terror = islamistischer Terror” daher. Diese These ist falsch und eine
Verharmlosung des Rechtsterrorismus. Die Gefahrdung der inneren Sicherheit resultiert bei
Rechtsextremismus daher, dass Theorie und Praxis dieser Gruppierungen auf einen Umsturz und
die Beseitigung der Verfassung zielen, und sie dabei bis ,,in die Mitte” der Gesellschaft
svordringen” (kébnnen). Mahnung sollten uns die autoritar-despotischen Entwicklungen in einigen
europaischen Landern sein. Demgegentuber ist der sogenannte islamistische Terror in Deutschland
und Europa insgesamt immer noch eine, wenn auch tragische, Randerscheinung und keinesfalls
vergleichbar mit dem bereits gefahrlich entwickelten rechtsextremen Terror mit seinen
massenhaften Auswichsen, die von Hassreden, Pébeleien bis hin zu kérperlichen Drohungen und
Gewaltanwendung, bis hin zu pogromartigen Ausschreitungen in den Alltag eingedrungen sind.
Dem mussen wir in unserem Wahlprogramm Rechnung tragen.

weitere Antragsteller*innen

Karl-Wilhelm Koch (KV Vulkaneifel); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Ralf Henze (KV
Odenwald-Kraichgau); Clara-Sophie Schrader (KV Berlin-Pankow); Kerstin Dehne (KV Minchen);
Barbara Romanowski (Oberberg KV); Jens (Jan) Erdmann (KV Minchen); Hans Schmidt (KV Bad Tolz-
Wolfratshausen); Verena Fuchslocher (KV Mannheim); Andreas Mdiller (KV Essen); Ali Demirhan (KV
Herzogtum Lauenburg); Claudia Laux (KV Bernkastel-Wittlich); Stephan Wiese (KV Lubeck); Kajo
Aicher (KV Bodenseekreis); Andreas Knoblauch (KV Salzgitter); Horst Schiermeyer (KV Gorlitz);
Michael Hoffmeier (KV Eichsfeld); Fritz Lothar Winkelhoch (KV Oberberg); Marcel Schmidt (KV
Miltenberg); Diethardt Stamm (KV Wetterau); Josef Reitemann (KV Markisch-Oderland); Detlef
Wilske (KV Berlin-Lichtenberg); Andreas Saakel (KV Lahn-Dill); Gregor Kaiser (KV Olpe); Patrick Voyé
(KV Marburg-Biedenkopf)

Seite 2



	Kapitel 5: Zusammen leben
	Änderungsantrag zu PB.Z-01
	Von Zeile 710 bis 727:

	Begründung
	weitere Antragsteller*innen


